
 
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde  
Rhein-Selz 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 07.03.2024 
 
in Oppenheim, Ratssaal des Verwaltungsgebäudes, Sant Ambrogio-Ring 33 
 
 
Beginn: 19:00 Uhr Ende: 19:55 Uhr 
  

 
Stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Martin Groth Bürgermeister und Vorsitzender   
Markus Beutel Ausschussmitglied   
Mario Gebhardt Ausschussmitglied   
Joshua Schmitt Ausschussmitglied   
Bernd Neumer Ausschussmitglied   
Stephanie Steichele-Guntrum Ausschussmitglied   
Torsten Kram Ausschussmitglied   
Peter Karch Ausschussmitglied   
Marianne Eckert Ausschussmitglied   
Monja Seidel Ausschussmitglied   
Beate Bunn-Torner Ausschussmitglied   
Frank Windisch Ausschussmitglied 

in Vertretung von Rüger, Egid 
  

Walter Schweitzer Ausschussmitglied 
in Vertretung von Schmitt, Friedhelm 

  

Lena Knappek Ausschussmitglied 
in Vertretung von Zimmerer, Hans-Thomas 

  

 
Entschuldigt: 
 
Hubert Horn Ausschussmitglied   

 
Vertreten: 
 
Egid Rüger Ausschussmitglied 

wurde vertreten durch Windisch, Frank 
  

Hans-Thomas Zimmerer Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Knappek, Lena 

  

Friedhelm Schmitt Ausschussmitglied 
wurde vertreten durch Schweitzer, Walter 
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Nicht stimmberechtigt: 
 
Anwesend: 
 
Gabriele Wagner 1. Beigeordnete   
Christina Bitz 2. Beigeordnete (ab Top 1.2)   
Stefan Herte 3. Beigeordneter   
Erhard Bechtel Ratsmitglied   
Maximilian Guntrum Vorsitzender der Jugendvertretung   

 
Entschuldigt: 
 
Jutta Hoff 4. Beigeordnete   

 
Für die Verwaltung: 
 
Anwesend: 
 
Reinhold Pfuhl Büroleiter   
Christina Blum Fachbereichsleiterin Bürgerdienste   
Götz Braun Fachbereichsleiter Finanzen   
Christopher Schaad stellvertretender Fachbereichsleiter 

Finanzen 
  

Julian Mader Stellvertretender Fachbereichsleiter 
Zentrale Dienste und Schriftführung 

  

 
 
 
Die Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses der Verbandsgemeinde Rhein-Selz sind 
mit der Einladung vom 01.03.2024 auf Donnerstag, 07.03.2024, 19:00 Uhr, unter Mitteilung 
der Tagesordnung einberufen worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich 
bekannt gegeben. 
 
Der Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Ausschuss ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 
Der Vorsitzende verweist auf die aktualisierte Vorlage zu TOP 3.1 sowie die zwei nachgesen-
deten Beschlussvorlagen zum nichtöffentlichen Teil Personalangelegenheiten. Zur Aufnahme 
der TOP im nichtöffentlichen Teil werden keine Einwände erhoben. 
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Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 

 
1.1 Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung der Hauptsatzung; 

Bildaufzeichnungen in öffentlichen Sitzungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0039) 
 

1.2 Weiteres Vorgehen Gründung AöR KERS 
 

2. Angelegenheiten des Fachbereich Finanzen 
 

3. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 
 

3.1 Feuerwache Nierstein-Oppenheim: 
Bauliche Änderung zur technischen Neuanpassung der Funkeinsatzzentrale  
in Nierstein-Oppenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2023/0213-2) 
 

3.2 Feuerwehrgerätehaus Dalheim mit Rathaus und Gemeindesaal  
Zuschuss der Verbandsgemeinde Rhein Selz für eine neue Heizungsanlage 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0051) 
 

3.3 Gewässer III. Ordnung 
Vergabe der Unterhaltungsarbeiten 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0040) 
 

4. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 
 

5. Mitteilungen 
 

6. Anfragen 
 
 

 Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
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Tagesordnung 
 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
 
1. Angelegenheiten Zentrale Dienste / Tourismus 

 
1.1. Antrag der CDU-Fraktion zur Änderung der Hauptsatzung; 

Bildaufzeichnungen in öffentlichen Sitzungen 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0039) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die CDU-Fraktion hat mit Schreiben vom 03.02.2024 hinsichtlich der Zulässigkeit von Bild- 
und Tonaufnahmen bzw. -Übertragungen eine Änderung der Hauptsatzung beantragt. Zu die-
sem Zweck sollte die Verwaltung Formulierungsvorschläge erarbeiten. 
 
Ist-Zustand: 
 
Die derzeit gültige Hauptsatzung beinhalt keine Regelung zu der Zulässigkeit von Bild- und 
Tonaufnahmen bzw. -Übertragungen. Insofern ist § 35 Abs. 1 Satz 6 GemO einschlägig, wo-
nach sämtliche Bild- und Tonübertragungen und -Aufzeichnungen nur mit Zustimmung der 
anwesenden Personen erlaubt sind. 
Lediglich als Hilfsmittel zur Vorbereitung der Sitzungsniederschrift wird gemäß § 27 Abs. 6 der 
Geschäftsordnung ein Tonmitschnitt gefertigt. 
 
Allgemein: 
 
Mit dem Gesetz zur Verbesserung direktdemokratischer Beteiligungsmöglichkeiten auf kom-
munaler Ebene („LGVDiBakE“) wurde durch Änderung des § 35 Absatz 1 GemO für Gemein-
den und Städte die Möglichkeit geschaffen, die Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen bzw. 
-Übertragungen durch Regelung in der Hauptsatzung zu ermöglichen. Damit wird nicht nur 
klargestellt, ob und wann Liveübertragungen von Ratssitzungen (sog. Streaming) zulässig 
sind, sondern auch, ob und wann Ratsmitglieder selbst, Zuschauer oder Presse- und Rund-
funkvertreter mit Smartphones oder professionellen Geräten Fotos und Videos von und aus 
Ratssitzungen fertigen bzw. veröffentlichen können. 
 
Der Gesetzgeber hat dabei ausdrücklich die Gestaltungsmöglichkeit über die Hauptsatzung 
geregelt und nicht - wie man es zunächst annehmen mag - über die Geschäftsordnung. Bei 
der Übertragung von Ratssitzungen im Internet, dem Posten von Fotos und Wortbeiträgen in 
den sozialen Medien oder an anderer Stelle im Netz sowie bei Ton- und Bildaufnahmen durch 
Rundfunk und Presse handelt es sich (soweit dabei natürliche Personen aufgenommen bzw. 
abgebildet oder wiedergegeben werden) um die Erhebung und Übermittlung personenbezo-
gener Daten im Sinne des Landesdatenschutzgesetzes RLP und der EU-Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO). Diese ist nach Art. 6 DSGVO nur zulässig, wenn einer der dort genann-
ten Rechtfertigungsgründe (z. B. Einwilligung der betroffenen Person) vorliegt. § 35 Abs. 1 
Satz 4 und Satz 5 GemO gelten in Verbindung mit einer Hauptsatzungsregelung als rechtliche 
Grundlage, welche eine ausreichende Rechtsgrundlage darstellt. Danach wäre es denkbar, 
die Zulässigkeit von Bild- und Tonaufnahmen sowie Übertragungen einmalig in der Hauptsat-
zung zu regeln, sodass diese auch gegen den Willen einzelner Ratsmitglieder zulässig sind.  
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Erfolgt keine Regelung in der Hauptsatzung, greift § 35 Abs. 1 Satz 6 GemO. Danach sind 
sämtliche Bild- und Tonübertragungen und -Aufzeichnungen nur dann erlaubt, wenn alle an-
wesenden Mitglieder des Gemeinderats zustimmen. Das heißt, vor jeder Ratssitzung ist im 
Einzelfall die Einwilligung der teilnehmenden Ratsmitglieder einzuholen (und ggf. die Einwilli-
gung von Zuhörern, Verwaltungsmitarbeitern, Sachverständigen, Beratern etc.) und darauf 
hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Stimmt ein Ratsmitglied 
nicht zu, bleiben die Aufnahmen und Übertragungen unzulässig. Regelungsoptionen Hinsicht-
lich einer Regelung in der Hauptsatzung sind - je nachdem, inwieweit eine Öffnung der Saal-
öffentlichkeit gewünscht wird - unterschiedliche Möglichkeiten denkbar. Die nachfolgenden 
Varianten sollen gängige Szenarien der kommunalen Praxis aufgreifen, haben jedoch keinen 
abschließenden Charakter. In Betracht kommen darüber hinaus Hauptsatzungsregelungen zu 
Standort, Zeit, Dauer und Art der Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- und Tonübertragungen. 
 
Gegenüberstellung der Regelungsmöglichkeiten: 
 
I. Variante: Totaler Ausschluss 
Ton- und Bildaufnahmen sowie Ton- und Bildübertragungen sind in Sitzungen des Rates bzw. 
seiner Ausschüsse nicht zulässig. [1] 
 
[1] Derzeitiger Stand. Hierbei handelt es sich um eine deklaratorische Regelung, die letztlich 
den Status quo wiedergibt und sofern eine solche Klarstellung erwünscht wird, auch in der 
Geschäftsordnung fixiert werden könnte. 
 
II. Variante: Öffnung lediglich für Presse und Rundfunk 
(1) Ton- und Bildaufzeichnungen sowie Ton- und Bildübertragungen von Rats- bzw. Aus-
schussmitgliedern in öffentlicher Sitzung des Rates (und seiner Ausschüsse) sind zulässig, 
sofern sie von Vertretern der Presse und des Rundfunks mit dem Ziel der Berichterstattung 
erfolgen. Die Anfertigung der Aufzeichnungen ist der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden vor 
dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er hat die Anwesenden zu Beginn der Sitzung 
darüber zu informieren, dass Aufzeichnungen von den Rats- bzw. Ausschussmitgliedern erfol-
gen. Im Übrigen ist die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen bzw. Bild- oder Tonüber-
tragungen durch Rats- oder Ausschussmitglieder oder anderen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern der Sitzungen untersagt. 
(2) Ausschuss- und Gemeinderatsmitglieder können verlangen, dass die Aufnahme oder Über-
tragung ihres Redebeitrages unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 36 GemO) dafür Sorge zur 
tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben. [2] 
(3) Film- und Tonaufzeichnungen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates bzw. 
der Ausschüsse, insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten 
der Verbandsgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. Die Per-
sonen sind darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Die 
Einwilligung ist im Protokoll zu dokumentieren. [3] 
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt davon 
unberührt.  
 
[2] Sofern eine solche Regelung nicht aufgenommen wird, wären Ton- und Bildaufzeichnungen 
sowie Ton- und Bildübertragungen von Redebeiträgen auch gegen den Willen einzelner Rats-
mitglieder zulässig. Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland- Pfalz empfiehlt auch aus 
Gründen der Funktionsfähigkeit des Rates (Hemmungen, sich mit Wortbeiträgen einzubrin-
gen), ein solches Widerspruchsrecht mit aufzunehmen. 
[3] Diese Regelung ist nicht disponibel. Dieser Personenkreis kann nie gegen seinen Willen 
erfasst werden.  
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III. Variante: Nur Streaming durch die Verbandsgemeinde ist erlaubt 
(1) Die Verbandsgemeinde kann aus öffentlichen Sitzungen des Rates (und seiner Aus-
schüsse) Ton- und Bildübertragungen von Rats- bzw. Ausschussmitgliedern veranlassen 
(Streaming von Ratssitzungen). Die oder der Vorsitzende hat die Anwesenden zu Beginn der 
Sitzung darüber zu informieren, dass Aufzeichnungen und Übertragungen von den Rats- bzw. 
Ausschussmitgliedern erfolgen. Im Übrigen ist die Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnun-
gen bzw. Bild- oder Tonübertragungen durch Rats- oder Ausschussmitglieder oder anderen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Sitzungen untersagt. 
(2) Ausschuss- und Gemeinderatsmitglieder können verlangen, dass die Aufnahme oder Über-
tragung ihres Redebeitrages unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 36 GemO) dafür Sorge zur 
tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben. [4] 
(3) Film- und Tonaufzeichnungen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates bzw. 
der Ausschüsse, insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten 
der Verbandsgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. Die Per-
sonen sind darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Die 
Einwilligung ist im Protokoll zu dokumentieren. [5] 
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt davon 
unberührt. 
 
[4] Siehe Fn. 2. 
[5] Siehe Fn. 3. 
 
IV. Variante: Weite Öffnung für alle (Zuschauer, Ratsmitglieder, Presse und Rundfunk 
etc. dürfen Aufnahmen fertigen und verbreiten, aber Zustimmungsvorbehalt aller Rats-
mitglieder) 
(1) Ton- und Bildaufzeichnungen sowie Ton- und Bildübertragungen sind im öffentlichen Teil 
der Sitzung zugelassen. 
(2) Ausschuss- und Gemeinderatsmitglieder können verlangen, dass die Aufnahme oder Über-
tragung ihres Redebeitrages unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu dokumentieren. Die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner Ordnungsgewalt (§ 36 GemO) dafür Sorge zur 
tragen, dass die Aufnahmen unterbleiben. [6] 
(3) Film- und Tonaufzeichnungen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates bzw. 
der Ausschüsse, insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten 
der Verbandsgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben. Die Per-
sonen sind darauf hinzuweisen, dass die Einwilligung jederzeit widerrufen werden kann. Die 
Einwilligung ist im Protokoll zu dokumentieren. [7] 
(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt davon 
unberührt. 
 
[6] Sofern eine solche Regelung nicht aufgenommen wird, wären Ton- und Bildaufzeichnungen 
sowie Ton- und Bildübertragungen auch gegen den Willen einzelner Ratsmitglieder zulässig. 
Es ist allerdings fraglich, ob diese in § 35 GemO angelegte und danach zulässige Regelung 
einer datenschutzrechtlichen Überprüfung im Lichte der EU-Datenschutzgrundverordnung 
standhält. Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz empfiehlt auch aus Gründen der 
Funktionsfähigkeit des Rates (Hemmungen, sich mit Wortbeiträgen einzubringen), ein solches 
Widerspruchsrecht mit aufzunehmen. 
[7] Siehe Fn. 3. 
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Würdigung/Anmerkungen der Verwaltung: 
 
Sofern eine Änderung der Hauptsatzung durch den Verbandsgemeinderat angedacht wird, 
empfiehlt die Verwaltung, aus Gründen der Rechtssicherheit die Regelungen zur Erteilung und 
dem Widerruf der Einwilligung wie dargestellt zu übernehmen. 
 
Über Regelungen zu Standort, Zeit, Dauer und Art der Bild- und Tonaufnahmen sowie Bild- 
und Tonübertragungen wäre ggfs. zu befinden. 
 
Aufgrund der Tragweite und Bedeutung der Angelegenheit würde sich eine Vorberatung im 
Haupt- und Finanzausschuss anbieten. 
 
Die Hauptsatzung gilt entgegen der Geschäftsordnung unbefristet. Am 09.06.2024 finden 
Kommunalwahlen statt. Vor diesem Hintergrund muss der Verbandsgemeinderat entscheiden, 
ob zum gegenwärtigen Zeitpunkt zwingend eine Änderung der Hauptsatzung erfolgen muss 
oder ob man eine solche dem neuen Verbandsgemeinderat überlässt.  
 
Eine Änderung der Hauptsatzung bedarf nach § 25 Abs. 2 GemO der Mehrheit der gesetz-
lichen Zahl der Mitglieder des Verbandsgemeinderates. 
 
Beratung: 
 
Lena Knappek erläutert den Antrag der CDU-Fraktion. 
Nach eingehender Beratung beantragt Ausschussmitglied Frank Windisch (CDU) die Ent-
scheidung, dem neuen Rat nach der Kommunalwahl zu überlassen und deshalb die Beratung 
in die erste Sitzung des neuen Haupt- und Finanzausschuss zu verschieben. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt, die weitere Beratung in der ersten Sitzung des 
neuen Haupt- und Finanzausschusses nach der Kommunalwahl zu vertagen. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig bei 14 Ja-Stimmen. 
 
 
 
 
1.2. Weiteres Vorgehen Gründung AöR KERS 

 

 
Beratung: 
 
Der Vorsitzende erläutert, dass die Stadt Oppenheim und die Ortsgemeinde Dolgesheim den 
Beitritt abgelehnt haben. Trotz mehrfacher Erläuterungen in den Gremien konnten Zweifel 
gerade in Oppenheim zum Thema Haftung nicht beseitigt werden. Es geht hier um eine theo-
retische Möglichkeit, die ausgeschlossene Haftung der Kommunen zu umgehen, welche sich 
bei bestimmten Projekten nicht beteiligen wollen.  
Eine Satzungsänderung ist vor der Gründung nicht mehr vorgesehen. Diese müsste vorher 
nochmalig mit der Kommunalaufsicht abgestimmt werden. Außerdem wird die Gefahr gese-
hen, dass weitere Änderungen durch die Kommunen gewünscht werden.  
Zeitlich ist vorgesehen, noch vor der Kommunalwahl eine Gründung vorzunehmen. Derzeit 
wird darüber nachgedacht, dass mit einigen Gemeinden, welche fest dabei sind, die Gründung 
zu vollziehen und die restlichen anschließend mit ins Boot zu holen.   
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In jedem Fall muss die Satzung einheitlich mit gleichem Wortlaut beschlossen werden. Des-
halb ist nun eine weitere Beschlussfassung notwendig. 
Die Gremien werden über das weitere Vorgehen entsprechend informiert. 
Der Haupt- und Finanzausschuss ist sich darüber einig, dass eine Gründung vorangetrieben 
und noch vor der Kommunalwahl erfolgen soll. 
 
 
 
 
2. Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen 

 

 
Es liegen keine Angelegenheiten des Fachbereiches Finanzen vor. 
 
 
 
 
3. Angelegenheiten Bauen und Umwelt 

 
3.1. Feuerwache Nierstein-Oppenheim: 

Bauliche Änderung zur technischen Neuanpassung der Funkeinsatzzentrale in 
Nierstein-Oppenheim 
(Vorlagen-Nummer: 001/2023/0213-2) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die ursprüngliche Vorlage wurde aufgrund des Beschlussvorbehaltes des Bauausschusses, 
die Nutzungsdauer der HFW auf 40 Jahre festzusetzen, zurückgestellt. 
 
Im zweiten Halbjahr 2024 sollen laut LBM die Arbeiten an der B 9 im Bereich der Bahnunter-
führung B 420 abgeschlossen sein. Danach steht der Rückumzug der Interims FEZ von 
Hahnheim nach Nierstein in die Rheinallee 66 an, um die Feuerwehranfahrtszeiten im Alarm-
fall zu optimieren. 
Hierzu ist es erforderlich, die baulichen Voraussetzungen zur Wiederherstellung der moderni-
sierten Einsatzleittechnik zu schaffen. 
Die Klimaanlage, welche derzeit aus zwei Anlagen besteht, ist nur noch bedingt nutzbar. Die 
Anlage im Serverraum muss komplett getauscht werden, wohingegen die Anlage in der FEZ 
eventuell ertüchtigt werden kann. Daher werden die Kosten mit dem Worst-Case-Szenario 
aufgeführt. Eventuelle Einsparungen in Höhe von 7.500 € sind möglich. 
Die Feuerwehr hat ein Raumkonzept erarbeitet, welches ein effektiveres und zeitgemäßes 
Arbeiten ermöglicht. Dies bedingt jedoch, dass eine nichttragende Zwischenwand sowie 
Deckenteile abgetragen werden müssen. Des Weiteren machen die gesetzlichen Anforderun-
gen den Austausch des Bodenbelags notwendig. Es muss ein nicht leitfähiger Boden verlegt 
werden, der dafür Sorge trägt, dass die elektrotechnische Ausstattung, nicht durch elektrostati-
sche Aufladungen beschädigt wird. 
Losgelöst von den zuvor beschriebenen Maßnahmen liegen vom TÜV einige sicherheitsrele-
vante Beanstandungen vor, die sich anbieten, gemeinsam abzuarbeiten. Diese unabweis-
baren und unaufschiebbaren Maßnahmen an der Elektrounterverteilung müssen umgehend 
durchgeführt werden und können nicht länger aufgeschoben werden. Die derzeitige Marktlage 
führt dazu, dass Elektroschaltschränke eine mehrmonatige Lieferzeit haben. 
Nach Freigabe des Beschlusses durch den Verbandsgemeinderat wird aufgrund der Dring-
lichkeit die Ausschreibung veranlasst.  
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Die Dringlichkeit wird damit begründet, dass die temporär eingerichtete FEZ bedingt durch die 
längere Bauzeit der B420 schon länger in Betrieb ist als ursprünglich geplant. Damit dieser 
Zustand schnellstmöglich behoben wird und eine wieder reibungslose Besetzung der FEZ ge-
währleistet werden kann, muss zwingend mit den Bautätigkeiten begonnen werden. 
Unter Bezugnahme des am 21.11.2023 gefassten Beschlusses, welcher unter Vorbehalt der 
40-jährigen Nutzungsdauer gefasst wurde, gibt die Fachabteilung zu bedenken, dass diese 
Verknüpfung mit den alternativlos durchzuführenden Maßnahmen nicht zielführend ist und zu 
weiteren Verzögerungen führt. 
Folglich empfiehlt die Fachabteilung dem Bauausschuss, den Beschluss neu zu empfehlen, 
sodass die Maßnahmen schnellstmöglich durchgeführt werden können.  
 
Kostenübersicht : 
Aufgrund der vorliegenden Kostenschätzung bedarf es für den Umbau der technischen Neu-
anpassungen einer Öffentlichen Ausschreibung. Kostenabweichungen zur Kostenschätzung 
sind daher möglich. 
Hierzu wurde bereits ein LV erstellt. 
(Im Teil als Anhang beigefügt.) 
 
Kostenschätzung:  
 
FEZ- Technik :   40.000 € netto 
Blitzschutz:      4.000 € netto 
Baulicher Umbau:   10.000 € netto 
Planungskosten:   19.500 € netto 
                              __________________ 
Summe:    73.500 € netto 
Bruttosumme:    87.465 € brutto 
 
 
Davon bereits gezahlte Planungskosten 10.000 € brutto 
Folglich werden voraussichtlich noch ca. 78.000 € brutto kassenwirksam. 
 
 
Anmerkung:  
Weitere bauvorbereitenden Maßnahmen werden von der Feuerwehr in Absprache geleistet. 
                   
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Ausschüsse empfehlen / der Verbandsgemeinderat beschließt, notwendige bauliche 

Änderungen für den Rückumzug der Funkeinsatzzentrale von Hahnheim nach Nierstein 
gemäß der Kostenschätzung von 87.465 € brutto vorzunehmen.  

 
2. Der Verbandsgemeinderat ermächtigt die Verwaltung zur Ausschreibung der baulichen 

Änderungen und technischen Neuanpassungen sowie die Vergabe an die wirtschaftlichs-
ten Bieter.  

 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle:  001 / 12612 – 523130 
 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 100.000 € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage. Der Vorsitzende hebt 
hervor, dass die baulichen Maßnahmen notwendig sind und zwingend umgesetzt werden müs-
sen. 
 
Beschluss: 
 
1. Die Ausschüsse empfehlen / der Verbandsgemeinderat beschließt, notwendige bauliche 

Änderungen für den Rückumzug der Funkeinsatzzentrale von Hahnheim nach Nierstein  
gemäß der Kostenschätzung von 87.465 € brutto vorzunehmen.  

 
2. Der Verbandsgemeinderat ermächtigt die Verwaltung zur Ausschreibung der baulichen 

Änderungen und technischen Neuanpassungen sowie die Vergabe an die wirtschaftlichs-
ten Bieter.  

 
Abstimmungsergebnisse:  Zu 1.  Einstimmig bei 14 Ja-Stimmen 
    Zu 2. Einstimmig bei 14 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
3.2. Feuerwehrgerätehaus Dalheim mit Rathaus und Gemeindesaal  

Zuschuss der Verbandsgemeinde Rhein Selz für eine neue Heizungsanlage 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0051) 
 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Aus wirtschaftlichen Gründen konnte der defekte alte Wärmeerzeuger nicht mehr in Stand 
gesetzt werden. Der Gemeinderat Dalheim hat bereits den Beschluss zu Erneuerung des  
Wärmeerzeugers gefasst. Im zweiten Bauabschnitt sollen die Verbraucher im Gemeindesaal 
und den Räumlichkeiten der Feuerwehr angeschlossen werden. Da die Liegenschaft sowohl 
von der Ortsgemeinde als auch von der Feuerwehr genutzt wird, hat die Ortsgemeinde 
Dalheim einen Antrag auf Kostenbeteiligung im Bereich der von der Feuerwehr genutzten 
Räumlichkeiten gegenüber der Verbandsgemeinde Rhein Selz am 07.02.2024 gestellt. 
Im Rahmen der Gleichbehandlung der Ortsgemeinden sollte der Zuschuss in Höhe von 
7.000,- € brutto gewährt werden.  
Als Anlage ist der Antrag von der Ortsbürgermeisterin beigefügt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt und Finanzausschuss stimmt dem Antrag der Ortsgemeinde Dalheim auf anteilige 
Kostenübernahme in den von der Feuerwehr genutzten Räumlichkeiten, vorbehaltlich der 
Haushaltsgenehmigung 2024, zu. 
Der vom Auftragnehmer kalkulierte Kostenanteil beträgt 7.000,-€ brutto. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/ 12612 -523130 
 
Die Mittel stehen haushaltsrechtlich in Höhe von 475.000,- € zur Verfügung. 
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Beratung: 
 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner erläutert die Beschlussvorlage. Im Nachgang ist beab-
sichtigt, den Vertrag zur Kostenverteilung anzupassen. Dies betrifft ebenfalls die Unterbrin-
gung der Feuerwehr Friesenheim. 
 
Beschluss: 
 
Der Haupt und Finanzausschuss stimmt dem Antrag der Ortsgemeinde Dalheim auf anteilige 
Kostenübernahme in den von der Feuerwehr genutzten Räumlichkeiten vorbehaltlich der 
Haushaltsgenehmigung 2024 zu. 
Der vom Auftragnehmer kalkulierte Kostenanteil beträgt 7.000,- € brutto. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig angenommen mit 14 Ja-Stimmen 
 
 
 
 
3.3. Gewässer III. Ordnung 

Vergabe der Unterhaltungsarbeiten 
(Vorlagen-Nummer: 001/2024/0040) 
 

 
Unterrichtungsvorlage: 
 
Entsprechend der Beschlüsse des Verbandsgemeinderates wurde das Vergabeverfahren 
nach VOB/A für das Projekt „Rahmenvereinbarung Gewässerunterhaltung 2024 bis 2026“ von 
der Vergabeberatungsstelle durchgeführt, die Verwaltung war ermächtigt, den Auftrag an den 
wirtschaftlichsten Bieter zu erteilen.  
Nach Prüfung und Bewertung der Angebote wurde der Gesamtauftrag an die Firma Immo 
Herbst Bau-Service GmbH, Silostraße 54 - 58, 65929 Frankfurt am Main, auf Grundlage des 
Hauptangebotes vom 15.11.2023 (Submissionstermin) als wirtschaftlichsten Bieter am  
9. Januar 2024 erteilt. Ausschlaggebend für die Vergabe war der Preis. Alle geforderten 
Nachweise zur Eignung wurden eingereicht. Die Firma Immo Herbst Bau-Service GmbH legte 
ein Angebot zu den Preisen des Leistungsverzeichnisses von 6% vor. Der Versand der 
Absageschreiben bzw. Nichtberücksichtigung der unterlegenen Bieter erfolgte fristgerecht.   
 
Beratung: 
 
Die Beigeordnete Christina Bitz erläutert die Unterrichtungsvorlage. Es wird darum gebeten, 
dem Verbandsgemeinderat die bereits durchgeführten Maßnahmen mitzuteilen. Außerdem 
wird Zweifel daran erhoben, ob die Auswahl der Durchführung der notwendigen Maßnahmen 
Sache der laufenden Verwaltung oder durch Gremiumsbeschluss freigegeben werden müs-
sen. Dies sollte abschließend geklärt werden. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt ansonsten die Unterrichtungsvorlage zur Kenntnis. 
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4. Angelegenheiten des Fachbereiches Bürgerdienste 

 

 
Keine. 
 
 
 
 
5. Mitteilungen 

 

 
Die 1. Beigeordnete Gabriele Wagner verweist auf die zusätzliche Sitzung des Ausschusses 
für Planung, Bauwesen und Verkehr am 14.03.2024 zum Raumordnungsplan, an der auch 
Alexander Krämer von der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe teilnehmen wird. Die 
Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses können ebenfalls an der Sitzung teilnehmen.  
 
Christopher Schaad, stellvertretender Fachbereichsleiter Finanzen, teilt mit, dass die Vorlagen 
zum PEG erstellt wurden. Die Beschlüsse sollten innerhalb der nächsten 1,5 Monate gefasst 
werden. Für die Verbandsgemeinde ist mit einer Gesamtentschuldungssumme von 14 Mio. 
Euro zu rechnen. In Höhe von 10 Mio. Euro sollen Kassenkredite durch das Land übernommen 
werden. Bei den restlichen Mitteln ist noch nicht klar, wie diese abgebildet werden. 
 
 
 
 
6. Anfragen 

 

 
Ausschussmitglied Torsten Kram (B90/GRÜNEN) fragt nach dem Stand der Förderung der 
Wärmeplanung. Die Verwaltung teilt mit, dass es noch keine Rückmeldung aus Berlin gäbe.  
 
Ausschussmitglied Markus Beutel (SPD) weist darauf hin, dass die nächste Verbands-
gemeinderatssitzung wieder für 18 Uhr angesetzt sei. Dies sei für einige Berufstätige mit 
Fraktionssitzung vor der Ratssitzung schwierig umzusetzen. 
Da die Sitzung am 19.03.2024 eine geringe Anzahl an Tagesordnungspunkten vorsieht, wird 
der Sitzungsbeginn auf 19 Uhr festgelegt. Das weitere Vorgehen bezüglich Sitzungsbeginn 
wird anschließend im Ältestenrat besprochen. 
 
Ausschussmitglied Stephanie Steichele-Guntrum (FDP) fragt an, ob es eine Rückmeldung der 
Kommunalaufsicht zum Haushaltsentwurf gäbe. 
Die Verwaltung teilt mit, dass lediglich eine Rückfrage zum Stellenplan übermittelt wurde. Es 
werden noch weitere Rückmeldungen und unter Umständen Fragen erwartet. 
 
Weiter fragt Frau Steichele-Guntrum, ob es Rückmeldungen zur KipKi-Förderung gab. 
Die Verwaltung teilt mit, dass bisher lediglich zu Oppenheim eine Rückmeldung eingegangen 
sei. 
 
Ausschussmitglied Beate Bunn-Torner (BL Rhein-Selz) fragt nach der Möglichkeit der Teil-
nahme an hybriden Sitzungen. 
Die Verwaltung verweist auf die geschaffenen Voraussetzungen und dass eine Teilnahme 
über Videokonferenz entsprechend fünf Tage vor der Sitzung angemeldet werden muss. 
 
Weiter erinnert Frau Bunn-Torner an den Antrag der BL zur Veröffentlichung von Sitzungs-
protokollen.  
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Nach dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 
 
 
  

Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
 

 
Der Vorsitzende stellt die Öffentlichkeit wieder her und gibt bekannt, dass im nichtöffentlichen 
Teil der Sitzung die Empfehlung zur Zustimmung zu einer überplanmäßigen Ausgabe im Rah-
men von Rechtsberatungen sowie zwei Personalmaßnahmen beschlossen wurden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Martin Groth Julian Mader 
Bürgermeister  
 
 
 


